
Für die abgewählte Ministerpräsi­
dentin, Francina Armengol, brach 
am Wahlabend die Welt zusammen. 
Sie hätte sich doch so viel Mühe 
gegeben und nur das Beste für die 
Inseln gewollt. In ihrer Abschieds­
rede verstieg sie sich sogar zu der 
Behauptung „Wir hinterlassen ei­
ne bessere Gesellschaft“. Auch der 
spanische Ministerpräsident Pedro 
Sánchez, ein Parteigenosse von Ar­
mengol,  war von Panik ergriffen, 
setzte vorzeitige Neuwahlen für 
ganz Spanien an und anticham­
brierte schonmal wegen eines neu­
en Jobs bei der Nato.

Beide Politiker scheinen nicht be­
griffen zu haben, dass sie und ihre 
Koalitionspartner auf vielen Politik­
bereichen die wirklichen Bedürfnis­
se der Bürger nicht erkannt oder zu 
wenig getan haben, um diese auch 
nur annähernd zu befriedigen. Eines 

der wichtigsten Themen im Wahl­
kampf war die mangelhafte Woh­
nungs- und Baupolitik: zu wenig 
sozialer und öffentlich geförderter 
Wohnungsbau, Reduzierung statt 
Neuausweisung von Bauland, maß­
lose Erhöhungen bei den Erwerbs­
nebenkosten beim Immobilienkauf, 
zu lange Bearbeitungszeiten in den 
Bauämtern, ideenlose Weichenstel­
lungen für die Zukunft, und, und, 
und.
 
In diesem Zusammenhang war ein 
großes Thema das der Hausbeset­
zungen. Genaue Zahlen über die in 
Spanien besetzen Häuser gibt es 
nicht. Schätzungen gehen (für 2018) 
von 100.000 Hausbesetzungen aus. 
Die Motive der Besetzer sind sehr 
unterschiedlich: Da gibt es Men­
schen aus prekären Verhältnissen, 
die lange erfolglos versucht haben, 
bezahlbaren Wohnraum zu finden 

und nun zur Selbsthilfe greifen in der 
Hoffnung, der Staat werde ihnen, 
um den Rechtsfrieden wieder her­
zustellen, aufgrund der Besetzung 
schnell sozialen Wohnraum ver­
schaffen. Diese Menschen besetzen 
meist nicht Häuser von Privatleuten, 
sondern leerstehende Häuser und 
Wohnungen von Banken und gro­
ßen Wohnungsgesellschaften, weil 
diese in Spanien fast keinen Rechts­
schutz genießen.

Dann gibt es Klein-Ganoven und 
Schmarotzer, die Wohnungen und 
Häuser besetzen, um dort viele Mo­
nate kostenfrei leben zu können. 
Und schließlich gibt es Groß-Gano­
ven, teilweise in mafiösen Struktu­
ren, die die Herausgabe des Hauses 
an den Eigentümer, der für die Dauer 
der Besetzung noch die Strom- und 
Wasserkosten zahlen muss, von 
der Zahlung  eines höheren „Abfin­
dungsbetrages“ abhängig machen.
Die Polizei macht sich einen schlan­
ken Fuß: Nur wenn der Täter auf fri­
scher Tat (nach der Rechtsprechung 
innerhalb der ersten 48 Stunden 
nach dem Einbruch) erwischt wird, 
räumt sie sofort, ansonsten ver­
weist sie den Eigentümer auf den 
Zivilrechtsweg, der 1 ½ bis 2 Jahre 

dauert. Derweil steht der Eigentü­
mer vor dem Haus (meist wohnt er 
in der Besetzungszeit bei Freunden 
oder im Hotel) und muss mit an­
sehen, wie die Besetzer sein Haus 
ruinieren und seine Wertsachen he­
raustragen, um sie auf Flohmärkten 
zu verkaufen. Der Eigentümer hat 
Schaum vor dem Mund, bekommt 
aber keine staatliche Hilfe. Nicht we­
nige kommen dann auf die Idee, sich 
muskelbepackte Hilfe zu suchen, 
was allerdings strafbar ist.
 
Schuld an dieser Misere sind u.a. 
die Linksregierungen und die von 
ihnen eingesetzten Behördenver­
treter. Sie nutzen durch einseitige 
Auslegung ein Spannungsverhältnis 
zweier Verfassungsgarantien aus: 
Die spanische Verfassung garantiert 
nämlich jedem Spanier das „Recht 
auf menschenwürdiges Wohnen“, 
gleichzeitig aber auch den „Schutz 
des Eigentums“. Kommt es zu einer 
Abwägung beider Verfassungsga­
rantien, räumen die sozialromanti­
schen, populistischen oder kommu­
nistischen Politiker und ihre Helfer 
dem Recht auf menschenwürdiges 
Wohnen den Vorrang ein. Erst wenn 
für den armen Hausbesetzer ein 
neues Zuhause gefunden wurde, 

kommt das Eigentumsrecht wieder 
zum Zuge.
 
Marga Prohens, die wohl neue 
konservative Ministerpräsidentin 
der Balearen, hat vor der Wahl ver­
sprochen, dieses Problem zu lösen: 
Hausbesetzer sollen zukünftig inner­
halb von 24 Stunden von der Polizei 
geräumt und in diesem Zusammen­
hang begangene strafbare Handlun­
gen rigide verfolgt werden. Besetzer 
sollen nicht länger bevorzugt sozia­
len Wohnungsraum erhalten und 
es soll geprüft werden, ob man Be­
setzern Sozialhilfe in Geld zukünftig 
versagen kann. Soviel zu den Wahl­
versprechen. Wir werden sehen, ob 
sie eingehalten werden. Nach der 
Wahl ist vor der Wahl.

Lutz Minkner ist 
Managing Partner des 

Immobilienunternehmens 
Minkner & Bonitz.

Er blickt auf eine 
45 jährige berufliche 

Tätigkeit als Rechtsanwalt, 
Dozent, Fachbuchautor und 

Unternehmer zurück. 

www.minkner.com

AUSGABE 122 | JULI 2023SERVICE30

Genießen Sie Mallorca von Anfang an.
Wir kümmern uns um Finanzierungen 
für Immobilien / Yachten, Steuer-Angelegenheiten, 
Erbschaften und NIE-Nummer. 
SMART SERVICIOS® steht als eingetragene 
europäische Servicemarke für Schnelligkeit, 
Zuverlässigkeit und Sicherheit 
in all unseren Dienstleistungen.

Ihr Daniel Pires, CEO SMART SERVICIOS®

ENJOY YOUR  
SMART CHOICE

F I N A N Z I E R U N G  |  N I E - N U M M E R  |  S T E U E R N  |  E R B S C H A F T E N 

info@smart-servicios.com | smart-servicios.com

0034 971 571 044

VON  LUTZ MINKNER

NEUE BALEAREN-REGIERUNG 
VERSPRICHT: “KEIN PARDON 
MIT HAUSBESETZERN!”


